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1 8 9 . Notenwechsel zwischen der Bundesregierung der Republik Österreich und der Regierung der Republik
El Salvador, betreffend die Aufhebung des Sichtvermerkszwanges zwischen Österreich
und El Salvador.

136.

Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 23. August 1960, mit der Beschlüsse der
Generalversammlung der Europäischen Gesellschaft für die chemische Aufarbeitung
bestrahlter Kernbrennstoffe (EUROCHEMIC) über Abänderungen des Statuts der Euro-
päischen Gesellschaft für die chemische Aufarbeitung bestrahlter Kernbrennstoffe (EURO-

CHEMIC), BGBl. Nr. 243/1959, verlautbart werden.

Die Generalversammlung der Europäischen Gesellschaft für die chemische Aufarbeitung
bestrahlter Kernbrennstoffe (EUROCHEMIC) hat gemäß Art. 10 der Satzung der Europäischen
Gesellschaft für die chemische Aufarbeitung bestrahlter Kernbrennstoffe (EUROCHEMIC), BGBl.
Nr. 1243/1959, folgende, Abänderungen dieser Satzung beschlossen:

1.
(Übersetzung.)

Die Generalversammlung der
Gesellschaft EUROCHEMIE
hat am 28. Juli 1959 eine Er-
höhung des Grundkapitals be-
schlossen, um der Junta de
Energia Nuclear in Madrid
30 neue Aktien zuteilen zu kön-
nen. Zu diesem Zweck hat sie
beschlossen, die Satzung durch
einen neuen Artikel 4 A folgen-
den Wortlautes zu ergänzen:

„Das Grundkapital wird
auf 21,5 Millionen Rech-
nungseinheiten der Europä-
ischen Zahlungsunion erhöht,
zerlegt in 430 Aktien mit
einem Nennwert von je
50.000 Rechnungseinheiten.
Die 30 neuen Aktien

12 141
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(1,500.000) werden der Junta
de Energia Nuclear in Ma-
drid zugeteilt."

Gemäß Artikel 15 des Über-
einkommens über die Grün-
dung der Gesellschaft ist für
diesen Beschluß der Generalver-
sammlung die Genehmigung
der Sondergruppe erforderlich,
die einer Dreiviertelmehrheit
ihrer Mitglieder bedarf.

Die Sondergruppe hat ein-
stimmig beschlossen, den Be-
schluß der Generalversammlung
vom 28. Juli 1959, die Satzung
der Gesellschaft durch einen
neuen Artikel 4 A zu ergänzen,
zu genehmigen.

2.

(Übersetzung.)

Anläßlich der erwähnten Er-
höhung des Kapitals hat die
Generalversammlung beschlos-
sen, den Artikel 18 der Satzung,
betreffend die Zusammenset-
zung des Verwaltungsrates, ab-
zuändern, um zu vermeiden,
daß Aktionäre, die 5 Prozent
des Anfangskapitals besitzen,
ihres Anspruches auf einen Sitz
im Verwaltungsrat verlustig
gehen sowie um das ursprüng-
lich beabsichtigte Gleichgewicht
zu erhalten.

Daraus folgt:

(a) Der zweite Absatz des
Artikels 18 der Satzung
wird wie folgt abgeändert:

„Der Verwaltungsrat
besteht aus 16 Mitglie-
dern" (alles übrige bleibt
unverändert).

(b) Der dritte Absatz des Ar-
tikels 18 der Satzung wird
wie folgt abgeändert:

„Aktionäre oder Ak-
tionärsgruppen, die Ak-
tien in der Höhe von
mindestens 5 Prozent des
Anfangskapitals der Ge-
sellschaft besitzen, haben
Anspruch auf je einen Sitz
im Verwaltungsrat; jeder
derart Berechtigte schlägt
der Generalversammlung
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die Bestellung eines Ver-
waltungsratsmitglieds und
eines Stellvertreters vor."

Für diese Abänderungen ist
gemäß Artikel 14 des Überein-
kommens die einstimmige Ge-
nehmigung der Sondergruppe
erforderlich.

Die Sondergruppe hat ein-
stimmig beschlossen, die obigen
Abänderungen der Satzung zu
genehmigen.

3.

(Übersetzung.)

Die Sondergruppe hat die im
Dokument NE/EUR(60)2 ent-
haltenen Vorschläge einstimmig
genehmigt. Daraus folgt:

— Der letzte Satz in Arti-
kel 21, dritter Absatz, Ziffer 9,
der Satzung wird gestrichen;

— der erste Absatz des Ar-
tikels 28 der Satzung wird wie
folgt abgeändert:

„Die Buchführung der Gesell-
schaft wird durch einen von der
Generalversammlung auf drei
Jahre gewählten Ausschuß von
drei Abschlußprüfern geprüft.
Ihre Wiederwahl ist zulässig.
Jedes Jahr hat ein Mitglied des
Ausschusses zurückzutreten. Die
Amtszeit der ersten Abschluß-
prüfer beträgt nach Bestimmung
durch das Los ein, zwei oder
drei Jahre."

Die Beschlüsse unter Punkt 1 und 2 sind am 29. Oktober 1959, der Beschluß unter Punkt 3
ist am 1. Juni 1960 in Kraft getreten.

Raab

1 8 7 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 14. September 1960 über die Er-
weiterung des Geltungsbereiches des Zoll-
abkommens über Carnets E.C.S. für Waren-

muster.

Nach Mitteilungen der Belgischen Regierung
haben folgende weitere Staaten das Zollabkom-
men über Carnets E.G.S. für Warenmuster, BGBl.
Nr. 203/1957, ratifiziert:

Die schweizerische Ratifikationsurkunde ent-
hält die Erklärung, daß das gegenständliche Zoll-
abkommen für die Dauer des Vertrages über
eine Zollunion zwischen Liechtenstein und der
Schweiz auch für das Fürstentum Liechtenstein
Geltung hat.

Raab
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138.

Notenwechsel zwischen der Bundesregierung der Republik Österreich und der Regierung
der Vereinigten Staaten von Amerika über die nachträgliche Zulassung von Registrierungen

beim Urheberrechtsbüro der Vereinigten Staaten von Amerika.

(Übersetzung)

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT
WASHINGTON

Washington, 15. Juni 1960

Herr Staatssekretär!

Ich beehre mich, Ihnen mitzuteilen, daß die
Aufmerksamkeit der Österreichischen Bundesregie-
rung auf Paragraph (b), Abschnitt 9 des Titels 17
des Gesetzbuches der Vereinigten Staaten, das
durch das am 30. Juli 1947 vom Kongreß an-
genommene Gesetz (61 Stat. 652) kodifiziert und
in Kraft gesetzt worden ist, gelenkt worden ist;
dieser Paragraph setzt fest, daß auf Grundlage
der Gegenseitigkeit der Zeitraum für die Erfül-
lung der Bedingungen und Förmlichkeiten, die
das Urheberrecht der Vereinigten Staaten vor-
schreibt, verlängert wird für den Fall, daß
Urheber, Inhaber von Urheberrechten oder
Eigentümer von Werken, die erstmals außer-
halb der Vereinigten Staaten von Amerika her-
gestellt oder veröffentlicht worden sind, zeit-
weilig nicht imstande waren oder nicht imstande
gewesen sein könnten, diese Bedingungen und
Förmlichkeiten zu erfüllen, weil die Möglich-
keiten, die für ihre Erfüllung notwendig sind,
beseitigt oder aufgehoben waren.

Meine Regierung hat mich ersucht, Sie davon
zu benachrichtigen, daß infolge der Umstände,
die der zweite Weltkrieg zufolge hatte, öster-
reichischen Urhebern, Inhabern oder Eigen-
tümern eines Urheberrechtes während mehrerer
Jahre, beginnend mit dem 13. März 1938, die
Möglichkeiten mangelten, die für die Erfüllung
der Bedingungen und Förmlichkeiten notwendig
sind, die durch die Urheberrechtsgesetze der Ver-
einigten Staaten von Amerika vorgeschrieben
sind.

Es ist der Wunsch der Österreichischen Bun-
desregierung, daß zugunsten der österreichischen
Staatsbürger, deren Werke in den Vereinigten
Staaten nach Urheberrecht schützfähig sind, ge-
mäß dem in dem oben erwähnten Paragraph (b),
Abschnitt 9 des Titels 17 des Gesetzbuches der
Vereinigten Staaten vorgesehenen Verfahren der
Zeitraum für die Erfüllung der Bedingungen und
Förmlichkeiten der Urheberrechtsgesetzgebung
der Vereinigten Staaten von Amerika verlängert
wird.
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Mit der Absicht, der Regierung der Ver-
einigten Staaten von Amerika zu versichern, daß
Urheber, Inhaber und Eigentümer von Urheber-
rechten, die Bürger der Vereinigten Staaten sind,
reziprok geschützt sind, hat mich die Österrei-
chische Bundesregierung ersucht, Ihre Aufmerk-
samkeit auf das österreichische Urheberrechts-
gesetz, BGBl. Nr. 111/1936, im der gegenwärtigen
Fassung und auf die Verordnung des Justiz-
ministers vom 9. Dezember 1907 über den Ur-
heberrechtsschutz im Verhältnis zu den Ver-
einigten Staaten von Amerika, BGBl. Nr. 265
(deren Geltung durch § 101 des Gesetzes BGBl.
Nr. 111/1936 aufrechterhalten worden ist), zu
lenken; nach diesen Vorschriften waren und sind
die Staatsangehörigen der Vereinigten Staaten
berechtigt,. Urheberrechtsschutz für ihre Werke
in Österreich auf im wesentlichen derselben
Basis zu erlangen wie österreichische Staatsbürger,
ohne irgendwelche Förmlichkeiten erfüllen zu
müssen, vorausgesetzt, daß solche Werke Schutz
in den Vereinigten Staaten genießen. Diese sehr
liberale Gesetzgebung stand während des Krieges
in Kraft und ist auch seither in Geltung ge-
blieben. Urheber der Vereinigten Staaten haben
demgemäß wegen des Krieges hinsichtlich ihrer
Rechte in Österreich keinen Schaden erlitten.

Die Österreichische Regierung würde es des-
halb sehr schätzen, wenn der Präsident der Ver-
einigten Staaten gemäß dem oben genannten
Titel 17 des Gesetzbuches der Vereinigten Staaten
eine Proklamation erließe, daß wegen der Be-
seitigung oder Aufhebung der Möglichkeiten
während mehrerer Jahre, beginnend mit dem
13. März 1938, für österreichische Staatsbürger,
die Urheber, Inhaber eines Urheberrechtes oder
Eigentümer von Werken sind, die zuerst außer-
halb der Vereinigten Staaten hergestellt oder
veröffentlicht worden sind und gemäß den Ge-
setzen der Vereinigten Staaten Gegenstand des
Urheberrechtsschutzes oder der Erneuerung des
Urheberrechtsschutzes sind und zeitweilig nicht
imstande waren, die Bedingungen und Förmlich-
keiten zu erfüllen, die hinsichtlich solcher Werke
durch die Urheberrechtsgesetzgebung der Ver-
einigten Staaten vorgeschrieben ist, der Zeit-
raum, innerhalb dessen die Bedingungen und
Förmlichkeiten erfüllt werden können, angemes-
sen verlängert wird.

Empfangen Sie, Herr Staatssekretär, die Ver-
sicherung meiner vorzüglichsten Hochachtung.

Platzer m. p.

Herrn Christian A. H e r t e r
Secretary of State
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(Übersetzung)
DEPARTMENT OF STATE

WASHINGTON

15. Juni 1960

Exzellenz!

Ich beehre mich, den Empfang Ihrer Note
vom heutigen Tage zu bestätigen, in welcher Sie
auf Paragraph (b), Abschnitt 9 des Titels 17 des
Gesetzbuches der Vereinigten Staaten, das durch
das am 30. Juli 1947 vom Kongreß angenommene
Gesetz kodifiziert und in Kraft gesetzt worden
ist, Bezug genommen haben. Dieser Paragraph
ermächtigt den Präsidenten, durch eine Prokla-
mation den Zeitraum für die Erfüllung der Be-
dingungen und Förmlichkeiten, die durch die
Urheberrechtsgesetzgebung der Vereinigten Staa-
ten von Amerika hinsichtlich solcher Werke, die
zuerst außerhalb der Vereinigten Staaten von
Amerika aufgeführt oder veröffentlicht worden
sind und die gemäß den Gesetzen der Vereinigten
Staaten von Amerika Gegenstand des Urheber-
rechtsschutzes sind, zu verlängern, wenn die
Urheber, Inhaber oder Eigentümer von Urheber-
rechten solcher Werke zeitweilig nicht imstande
waren oder nicht imstande gewesen sein könnten,
diese Bedingungen und Förmlichkeiten zu er-
füllen, weil die Möglichkeiten, die für ihre Er-
füllung wesentlich sind, beseitigt oder aufgehoben
waren.

Sie haben sich dahin geäußert, daß infolge der
Umstände, die sich aus dem zweiten Weltkrieg
ergeben haben, Urheber, Inhaber und Eigen-
tümer von Urheberrechten, die österreichische
Staatsbürger sind, während mehrerer Jahre, be-
ginnend mit dem 13. März 1938, die Möglich-
keiten gefehlt haben, die für die Erfüllung der
Bedingungen und Förmlichkeiten notwendig sind
und durch die auf das Urheberrecht Bezug
habende Gesetzgebung der Vereinigten Staaten
vorgeschrieben sind.

Sie haben den Wunsch der Österreichischen
Bundesregierung ausgedrückt, daß gemäß dem
im oben erwähnten Paragraph (b), Abschnitt 9
des Titels 17 des Gesetzbuches der Vereinigten
Staaten vorgesehenen Verfahren der Zeitraum
für die Erfüllung der Bedingungen und Förm-
lichkeiten der Urheberrechtsgesetzgebung der
Vereinigten Staaten von Amerika zugunsten von
österreichischen Staatsbürgern ausgedehnt wird,
deren Werke in den Vereinigten Staaten von
Amerika schutzfähig sind.

Mit der Absicht, der Regierung der Vereinigten
Staaten von Amerika zu versichern, daß Urheber,
Inhaber und Eigentümer von Urheberrechten,
die Staatsangehörige der Vereinigten Staaten
von Amerika sind, reziprok geschützt sind, haben
Sie die Aufmerksamkeit auf die sehr vorteilhafte
Gesetzgebung in Österreich gelenkt, die während
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des Krieges in Kraft geblieben war, und haben
beigefügt, daß amerikanische Urheber infolge-
dessen wegen des Krieges in Österreich hinsicht-
lich ihrer Rechte keinen Schaden erlitten haben.
Sie haben beigefügt, daß das österreichische Ur-
heberrechtsgesetz und die Verordnung, auf die
Sie Bezug genommen haben, noch immer in
Geltung steht.

Ich beehre mich, Sie davon zu benachrich-
tigen, daß der Präsident, mit der Absicht, den
Vorschlägen, die Sie mir mit der von mir be-
stätigten Note übermittelt haben, Wirksamkeit
zu verleihen, heute eine Proklamation erlassen
hat, die gemäß den Bestimmungen des Para-
graph (b), Abschnitt 9 des vorgenannten Titels 17
auf der Basis der Zusicherungen, die in Ihrer
Note dargetan sind, kundtut und proklamiert,
daß hinsichtlich

1. Werken österreichischer Staatsbürger, die
zuerst außerhalb der Vereinigten Staaten von
Amerika am oder nach dem 13. März 1938 und
vor dem 27. Juli 1956 aufgeführt oder veröffent-
licht worden sind und die nach dem Recht der
Vereinigten Staaten von Amerika Gegenstand des
Urheberrechtsschutzes sind, und

2. Werken österreichischer Staatsbürger, die
nach dem Recht der Vereinigten Staaten von
Amerika am oder nach dem 13. März 1938 und
vor dem 27. Juli 1956 Gegenstand einer Erneue-
rung des Urheberrechtsschutzes sind,
während mehrerer Jahre des erwähnten Zeit-
raumes eine solche Beseitigung oder Aufhebung
der Möglichkeiten, die für die Erfüllung der
Bedingungen und Förmlichkeiten, die für solche
Werke durch die Urheberrechtsgesetzgebung der
Vereinigten Staaten von Amerika vorgeschrieben
sind, wesentlich sind, bestanden hat, um den
vorgenannten 17. Titel auf solche Werke an-
zuwenden; demgemäß wird der Zeitraum, inner-
halb dessen die Erfüllung solcher Bedingungen
und Förmlichkeiten Platz greifen kann, hinsicht-
lich solcher Werke um ein Jahr ab dem Datum
der Proklamation ausgedehnt. Die Proklamation
setzt fest, daß dies so zu verstehen ist, daß die
Dauer des Urheberrechtsschutzes in keinem Fall
durch die Handlung des Präsidenten geändert
oder berührt ist oder sein kann und daß
die Ausdehnung dem Vorbehalt des besagten
Titels 17 unterliegt, nach welchem hiedurch keine
Haftung entsteht für einen Gebrauch oder Hand-
lungen, die vor dem Zeitpunkt der Wirksamkeit
dieser Proklamation im Zusammenhang mit Wer-
ken, auf die sie sich bezieht, gesetzmäßig erfolgt
sind, oder hinsichtlich der Fortdauer eines vor
diesem Zeitpunkt gesetzmäßig begonnenen ge-
schäftlichen Unternehmens während eines Jahres
ab diesem Zeitpunkt, das einen Kostenaufwand
oder eine vertragliche Verpflichtung im Zusam-
menhang mit der Verwertung, Herstellung,
Vervielfältigung, Verbreitung, Aufführung oder
Vorführung eines solchen Werkes einschließt.
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Empfangen Sie, Exzellenz, die erneute Ver-
sicherung meiner vorzüglichsten Hochachtung.

Für den Staatssekretär:
Edwin M. Martin m. p.

Seiner Exzellenz
Herrn Dr. Wilfried P l a t z e r
Österreichischer Botschafter

Die in der Note der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika festgesetzte Frist läuft
am 14. Juni 1961 ab.

Raab

189.
Notenwechsel zwischen der Bundesregierung der Republik Österreich und der Regierung
der Republik El Salvador, betreffend die Aufhebung des Sichtvermerkszwanges zwischen

Österreich und El Salvador.

(Übersetzung)

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT
MEXICO

Zl. 1100-A/60

Mexico, am 21. Juni 1960.

Exzellenz!

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß die österreichische Bundesregierung, von dem
Bestreben geleitet, den Reiseverkehr zwischen
Österreich und El Salvador zu erleichtern, bereit
ist, mit der Regierung der Republik El Salvador
ein Abkommen über die gegenseitige Aufhebung
des Sichtvermerkszwanges gemäß den nachfol-
genden Bestimmungen abzuschließen:

Artikel 1.

Österreichische und salvadorenische Staats-
angehörige, die einen von den zuständigen Be-
hörden ihres Landes ausgestellten, gültigen, ge-
wöhnlichen Reisepaß besitzen, können in das
Gebiet des anderen Vertragsstaates sichtvermerks-
frei einreisen und sich dort neunzig Tage auf-
halten.

Artikel 2.

Österreichische und salvadorenische Staatsange-
hörige, die zu einem längeren als neunzigtägigen
Aufenthalt in das Gebiet des anderen Vertrags-
staates einreisen oder dort einen Beruf, eine ent-
geltliche oder auf Erwerb gerichtete Tätigkeit
ausüben wollen, sind von den Begünstigungen
dieses Abkommens ausgenommen; sie benötigen
einen vor der Einreise einzuholenden Sichtver-
merk, der unentgeltlich erteilt wird.

Artikel 3.

Dieses Abkommen befreit die österreichischen
und salvadorenischen Staatsangehörigen nicht von
der Verpflichtung, die Gesetze und Vorschriften
des anderen Vertragsstaates, betreffend die Ein-
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reise, den Aufenthalt und die Arbeitsaufnahme
von Ausländern, einzuhalten, die entsprechenden
Bewilligungen zu erlangen und die hiefür vorge-
sehenen Gebühren zu entrichten.

Artikel 4.

Die zuständigen Behörden eines jeden Ver-
tragsstaates sind berechtigt, Personen, die sie als
unerwünscht ansehen oder die gegen die vor-
stehenden Bestimmungen verstoßen, die Einreise
in ihr Land oder den Aufenthalt in demselben
zu verweigern.

Artikel 5.

Jeder der beiden Vertragsstaaten kann aus
Gründen der öffentlichen Sicherheit, Ordnung
oder Gesundheit die Durchführung dieses Ab-
kommens vorübergehend aussetzen. Die Aus-
setzung ist dem anderen Vertragsstaat unver-
züglich auf diplomatischem Wege mitzuteilen.

Artikel 6.

Dieses Abkommen tritt 30 Tage nach dem
Tage, an dem der Notenwechsel vollzogen wor-
den ist, in Kraft.

Jeder der beiden Vertragsstaaten kann dieses
Abkommen unter Beachtung einer zweimona-
tigen Frist aufkündigen.

Falls die Regierung der Republik El Salvador
mit dem Vorstehenden einverstanden ist, be-
ehre ich mich vorzuschlagen, daß die vorliegende
Note und die analoge Antwortnote Eurer Ex-
zellenz als Abkommen zwischen unseren beiden
Regierungen angesehen wird.

Ich benütze diese Gelegenheit, Eurer Exzellenz
die Versicherung meiner besonderen und ausge-
zeichneten Hochachtung zu erneuern.

Dr. Rudolf Baumann m. p.
Österreichischer Gesandter

in El Salvador

Seiner Exzellenz
Herrn Dr. Don Alfredo Ortic Mancía
Außenminister der Republik El Salvador
San S a l v a d o r

(Übersetzung)
MINISTERIUM

FÜR AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN
REPUBLIK EL SALVADOR, C. A.
ABTEILUNG DES DIPLOMATISCHEN

DIENSTES
A-855-D-2907

San Salvador, am 21. Juni 1960.

Herr Gesandter!

Ich beehre mich, den Erhalt der Note Eurer
Exzellenz Zl. 1100-A/60 vom 21. Juni l. J. zu
bestätigen, die folgenden Wortlaut hat:
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„Ich beehre mich, Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß die österreichische Bundesregierung, von dem
Bestreben geleitet, den Reiseverkehr zwischen
Österreich und El Salvador zu erleichtern, bereit
ist, mit der Regierung der Republik El Salvador
ein Abkommen über die gegenseitige Aufhebung
des Sichtvermerkszwanges gemäß den nachfol-
genden Bestimmungen abzuschließen:

Artikel 1.

Österreichische und salvadorenische Staatsange-
hörige, die einen von den zuständigen Behörden
ihres Landes ausgestellten, gültigen, gewöhnlichen
Reisepaß besitzen, können in das Gebiet des an-
deren Vertragsstaates sichtvermerksfrei einreisen
und sich dort neunzig Tage aufhalten.

Artikel 2.

Österreichische und salvadorenische Staatsange-
hörige, die zu einem längeren als neunzigtägigen
Aufenthalt in das Gebiet des anderen Vertrags-
staates einreisen oder dort einen Beruf, eine ent-
geltliche oder auf Erwerb gerichtete Tätigkeit
ausüben wollen, sind von den Begünstigungen
dieses Abkommens ausgenommen; sie benötigen
einen vor der Einreise einzuholenden Sichtver-
merk, der unentgeltlich erteilt wird.

Artikel 3.

Dieses Abkommen befreit die österreichischen
und salvadorenischen Staatsangehörigen nicht von
der Verpflichtung, die Gesetze und Vorschriften
des anderen Vertragsstaates, betreffend die Ein-
reise, den Aufenthalt und die Arbeitsaufnahme
von Ausländern, einzuhalten, die entsprechenden
Bewilligungen zu erlangen und die hiefür vor-
gesehenen Gebühren zu entrichten.

Artikel 4.

Die zuständigen Behörden eines jeden Vertrags-
staates sind berechtigt, Personen, die sie als un-
erwünscht ansehen oder die gegen die vorstehen-
den Bestimmungen verstoßen, die Einreise in ihr
Land oder den Aufenthalt in demselben zu ver-
weigern.

Artikel 5.

Jeder der beiden Vertragsstaaten kann aus
Gründen der öffentlichen Sicherheit, Ordnung
oder Gesundheit die Durchführung dieses Ab-
kommens vorübergehend aussetzen. Die Aus-
setzung ist dem anderen Vertragsstaat unverzüg-
lich auf diplomatischem Wege mitzuteilen.

Artikel 6.

Dieses Abkommen tritt 30 Tage nach dem
Tage, an dem der Notenwechsel vollzogen wor-
den ist, in Kraft.

Jeder der beiden Vertragsstaaten kann dieses
Abkommen unter Beachtung einer zweimonati-
gen Frist aufkündigen.
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Falls die Regierung der Republik El Salvador
mit dem Vorstehenden einverstanden ist, beehre
ich mich vorzuschlagen, daß die vorliegende Note
und die analoge Antwortnote Eurer Exzellenz
als Abkommen zwischen unseren Regierungen
angesehen wird."

Ich beehre mich Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß die Regierung der Republik El Salvador mit
Vorstehendem einverstanden ist und daher die
vorliegende und die Note Zl. 1100-A/60 vom
21. Juni 1960 Eurer Exzellenz als ein Abkommen
zwischen unseren beiden Regierungen ansieht.

Ich benütze diese Gelegenheit, Eurer Exzellenz
die Versicherung meiner besonderen und ausge-
zeichneten Hochachtung zu erneuern.

Dr. Alfredo Ortiz Mancía m. p.

Seiner Exzellenz
Herrn Dr. Rudolf Baumann
a. o. Gesandter und bev. Minister
der Republik Österreich
Mexico, D. F.

Das vorstehende Abkommen ist gemäß seinem Artikel 6 am 21. Juli 1960 in Kraft getreten.
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